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Einberufung der Hauptversammlung

Wir laden unsere Aktionäre zu der am Dienstag, den 5. Juli 2016, 10:00 
Uhr, in der Deutschen Nationalbibliothek, Vortragssaal, Adickesallee 1, 
60322 Frankfurt am Main, stattfindenden ordentlichen Hauptver-
sammlung ein.

I.	 Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der DIC Asset AG 
und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 
2015, des zusammengefassten Lage- und Konzernlageberichts, 
des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 sowie 
des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach 
§§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB

	
	 Die zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten Unterlagen können 

von der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/hauptver-
sammlung/ eingesehen werden. Gleiches gilt für den Vorschlag 
des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns. Die Unterla-
gen werden auch in der Hauptversammlung zugänglich sein und 
mündlich erläutert werden. Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand 
aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss nach §§ 
171, 172 AktG gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist daher keine 
Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesord-
nung vorgesehen.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
	
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den zum 31. Dezember 

2015 ausgewiesenen Bilanzgewinn der DIC Asset AG in Höhe von 
EUR 27.221.398,98 wie folgt zu verwenden:

	 Ausschüttung einer Dividende von  
EUR 0,37 je Stückaktie auf das  
dividendenberechtigte Grundkapital  
von EUR 68.577.747,00, eingeteilt in  
68.577.747 Stückaktien	 EUR	 25.373.766,39

	 Vortrag auf neue Rechnung	 EUR	 1.847.632,59
	 Bilanzgewinn	 EUR	 27.221.398,98 

	 Die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien kann sich bis zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns ändern. In diesem Fall wird von Vorstand und Aufsichtsrat 
der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschluss-
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vorschlag zur Gewinnverwendung unterbreitet, der unverändert 
eine Ausschüttung von EUR 0,37 je dividendenberechtigter Stück-
aktie vorsieht. Die Anpassung wird dabei wie folgt durchgeführt: 
Sofern sich die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien und 
damit die Dividendensumme vermindert, erhöht sich der auf neue 
Rechnung vorzutragende Betrag entsprechend. Sofern sich die 
Anzahl der dividendenberechtigten Aktien und damit die Dividen-
densumme erhöht, vermindert sich der auf neue Rechnung vorzu-
tragende Betrag entsprechend.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2015 

	
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vor-

stands für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen. 

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2015

	
	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-

sichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen. 

5.	 Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für 
das Geschäftsjahr 2016 und des Prüfers für die prüferische 
Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts und eine gegebenen-
falls erfolgende prüferische Durchsicht zusätzlicher unterjähri-
ger Finanzinformationen

	
	 Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des Prü-

fungsausschusses – vor, folgenden Beschluss zu fassen:

	 „Die Rödl & Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steu-
erberatungsgesellschaft, Nürnberg, wird als Abschlussprüfer und 
Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2016 und als Prüfer 
für die prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und 
Zwischenlageberichts für das erste Halbjahr des Geschäftsjahrs 
2016 (§§ 37w Abs. 5 Satz 1, 37y Wertpapierhandelsgesetz („WpHG“) 
bestellt. Ergänzend wird die Rödl & Partner GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Nürnberg, zum 
Abschlussprüfer bestellt, sofern der Vorstand die prüferische Durch-
sicht etwaiger zusätzlicher unterjähriger Finanzinformationen im 
Sinne von § 37w Abs. 7 WpHG für das Geschäftsjahr 2016 bis zur 
nächsten Hauptversammlung beschließt.“

6.	 Wahl zum Aufsichtsrat
	
	 Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß §§ 95 Satz 2, 96 

Abs. 1 letzte Alternative, 101 Abs. 1 AktG und § 8 Abs. 1 der Satzung 
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aus sechs von der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern 
zusammen.

	 Durch Beschluss des Amtsgerichts Frankfurt am Main vom 11. Janu-
ar 2016 ist Herr Ulrich Höller auf Antrag des Vorstands, gestützt auf 
einen Vorschlag von Aktionären mit mehr als 25% der Stimmrechte, 
gemäß § 104 Abs. 2 AktG zum Mitglied des Aufsichtsrats bestellt 
worden. Die Wirkung der gerichtlichen Bestellung von Herrn Höller 
endet mit der Beendigung der Hauptversammlung am 5. Juli 2016. 

	
	 Die Aktionäre Deutsche Immobilien Chancen AG & Co. Komman-

ditgesellschaft auf Aktien und DIC Opportunistic GmbH, die ge-
meinsam mehr als 25% der Stimmrechte an der Gesellschaft halten, 
haben gemäß § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AktG vorgeschlagen, Herrn 
Ulrich Höller, der mit Wirkung zum 31. Dezember 2015 aus dem Vor-
stand der DIC Asset AG ausgeschieden ist, als Vertreter der Anteils-
eigner in den Aufsichtsrat zu wählen. Der Aufsichtsrat schließt sich 
diesem Vorschlag an. 

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, zu beschließen:

	 Herr Ulrich Höller, wohnhaft in Frankfurt am Main, Vorstandsvorsit-
zender der GEG German Estate Group AG, wird für eine Amtszeit 
von der Beendigung der Hauptversammlung am 5. Juli 2016 an bis 
zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der 
Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit 
beginnt, nicht mitgerechnet wird, in den Aufsichtsrat gewählt. 

	
	 Angaben gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG:

	 Nachfolgend ist jeweils unter a) angegeben, in welchen Unter-
nehmen Herr Ulrich Höller Mitglied eines anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsrats und unter b), in welchen Unternehmen er 
Mitglied eines vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgre-
miums ist:

a)	 Deutsche Immobilien Chancen Beteiligungs AG (Mitglied des 
Aufsichtsrats)

	
	 DIC Onsite GmbH (Vorsitzender des Aufsichtsrats)

b)	Commerzbank Aktiengesellschaft (Mitglied des Beirats)

	 Angaben gemäß Ziffer 5.4.1 Abs. 5 bis 7 des Deutschen Corpo-
rate Governance Kodex:

	 Herr Ulrich Höller unterhält folgende geschäftliche Beziehungen 
zur Gesellschaft, Konzernunternehmen, Organen der Gesellschaft 
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und wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionären:

	 Die GEG German Estate Group AG unterhält folgende geschäftliche 
Beziehungen zur Gesellschaft und zu einem Konzernunternehmen: 
Die GEG German Estate Group AG ist als Dienstleister für drei Pro-
jektentwicklungen tätig, an denen auch die Gesellschaft beteiligt 
ist, darunter die Projekte MainTor, Opera Offices und Junges Quar-
tier. Mit der DIC Onsite GmbH, einer Tochtergesellschaft der Gesell-
schaft, hat die GEG German Estate Group AG Dienstleistungsverträ-
ge für die Immobilienbewirtschaftung abgeschlossen. 

	 Herr Höller hält eine mittelbare wirtschaftliche Beteiligung in Höhe 
von 0,9% an der Deutsche Immobilien Chancen AG & Co. Komman-
ditgesellschaft auf Aktien, die ein wesentlich an der Gesellschaft 
beteiligter Aktionär ist. 

	
	 Herr Ulrich Höller hält jeweils eine Beteiligung an der AIRE GmbH 

und der DIC Capital Partners GmbH, an der auch die beiden Auf-
sichtsratsmitglieder der Gesellschaft, Prof. Dr. Gerhard Schmidt und 
Klaus-Jürgen Sontowski, beteiligt sind.

	 Ausführliche Informationen zum Kandidaten für die Wahl in den 
Aufsichtsrat der Gesellschaft (Lebenslauf ) finden sich auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/hauptver-
sammlung/.

7.	 Beschlussfassung über eine Satzungsänderung zur Änderung 
der Vergütung des Aufsichtsrats

	
	 Nach der aktuellen Regelung zur Vergütung des Aufsichtsrats der 

DIC Asset AG in § 10 Abs. 1 der Satzung beträgt die feste jährli-
che Vergütung für das einzelne Mitglied des Aufsichtsrats EUR 
15.000,00. Ferner erhält das einzelne Mitglied jährlich EUR 2.556,46 
für jedes Prozent Dividende, das über einen Prozentsatz von sieben 
Prozent berechnet auf den Betrag des Grundkapitals hinaus aus-
geschüttet wird, höchstens jedoch EUR 12.782,30. Der Vorsitzende 
erhält das Doppelte und der stellvertretende Vorsitzende das 1,5-fa-
che der festen und variablen Vergütung. Aufsichtsratsmitglieder, 
die einem Ausschuss des Aufsichtsrats angehören, der mindestens 
einmal im Geschäftsjahr getagt hat, erhalten aktuell zusätzlich eine 
jährliche Vergütung von EUR 2.500,00 pro Ausschuss, insgesamt je-
doch höchstens EUR 5.000,00. Der Vorsitzende eines Ausschusses 
erhält das Doppelte dieser zusätzlichen Vergütung.

	 Um den gestiegenen inhaltlichen und zeitlichen Anforderungen 
an die Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats und des Prüfungs-
ausschusses Rechnung zu tragen und es der Gesellschaft besser zu 
ermöglichen, qualifizierte Kandidatinnen und Kandidaten für eine 
Mitarbeit in ihrem Aufsichtsrat zu gewinnen, sollen die Beträge der 
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jährlichen fixen und variablen Vergütung für das einzelne Aufsichts-
ratsmitglied und der Betrag der jährlichen Vergütung für das einzel-
ne Ausschussmitglied geändert werden (Erhöhung „Hurdle Rate“). 
Das System der Vergütung als solches und der jeweilige Faktor, 
mit dem dem Vorsitz bzw. stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat 
sowie dem Vorsitz in einem Ausschuss Rechnung getragen wird, 
sollen unverändert bleiben.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

	 § 10 Abs. 1 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst:

	 „1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Ge-
schäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste, nach 
Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare, über den Aufwand zu verbu-
chende Vergütung in Höhe von jeweils EUR 25.000,-. Ferner erhält 
das einzelne Mitglied jährlich EUR 2.500,- für jedes Prozent Dividen-
de, das über einen Prozentsatz von zehn Prozent berechnet auf den 
Betrag des Grundkapitals hinaus ausgeschüttet wird, höchstens 
jedoch EUR 25.000,-. Der Vorsitzende erhält das Doppelte und der 
stellvertretende Vorsitzende erhält das 1,5- fache der festen Ver-
gütung und der variablen Vergütung. Aufsichtsratsmitglieder, die 
einem Ausschuss des Aufsichtsrats angehören, der mindestens ein-
mal im Geschäftsjahr getagt hat, erhalten zusätzlich für jedes volle 
Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zu diesem Ausschuss eine Vergü-
tung von EUR 5.000,- pro Ausschuss, insgesamt jedoch höchstens 
EUR 10.000,-. Der Vorsitzende eines Aufsichtsratsausschusses erhält 
das Doppelte dieser zusätzlichen Vergütung. In den Jahren des 
Amtsantritts bzw. der Beendigung erhalten die Aufsichtsratsmit-
glieder die Vergütung pro rata temporis.“

	 Die vorstehende Regelung ersetzt mit Wirksamwerden der Sat-
zungsänderung die derzeitige Regelung zur Vergütung der Mitglie-
der des Aufsichtsrats in § 10 Abs. 1 der Satzung und ist erstmals für 
das am 1. Januar 2016 begonnene Geschäftsjahr anwendbar.

8.	 Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien sowie zum Ausschluss des 
Andienungsrechts beim Erwerb und des Bezugsrechts bei der 
Verwendung

	
	 Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit der Er-

werb nicht ausdrücklich gesetzlich zugelassen ist, gemäß § 71 Abs. 
1 Nr. 8 AktG einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptver-
sammlung. Die zuletzt von der Hauptversammlung am 5. Juli 2011 
erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien läuft am 4. Juli 
2016 aus. Um auch in Zukunft Aktien zurückkaufen zu können, soll 
eine neue, auf fünf Jahre befristete Ermächtigung zum Erwerb eige-
ner Aktien geschaffen werden. 
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	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a)	Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien
	
	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 4. Juli 2021 eigene Aktien bis zu insgesamt 
10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder - falls dieser 
Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu 
erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit 
anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft be-
finden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu 
keinem Zeitpunkt mehr als 10% des Grundkapitals entfallen. Die 
Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen 
Aktien ausgenutzt werden.

	 Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 
mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die 
Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder in Mehrheitsbesitz 
der Gesellschaft stehender Unternehmen oder durch auf deren 
Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte 
ausgeübt werden.

b)	Arten des Erwerbs
	
	 Der Erwerb darf nach Wahl des Vorstands mit vorheriger Zu-

stimmung des Aufsichtsrats (1) über die Börse oder (2) aufgrund 
eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
bzw. aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen. 

(1)		� Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der 
Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungsauk-
tion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse um nicht mehr als 10% über- oder unterschreiten. 

(2)		� Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an alle Aktionäre gerich-
teten öffentlichen Kaufangebots oder aufgrund einer an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten, dürfen

		  –	� im Falle eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) bzw.
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		  –	� im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten die 
Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten Kauf-
preisspanne (ohne Erwerbsnebenkosten)

	 den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft 
im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten 
fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündi-
gung des öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr 
als 10% über- oder unterschreiten.

	 Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. einer an alle Aktio-
näre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen 
Kurses, so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten angepasst werden. In diesem Fall 
wird auf den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Ge-
sellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während 
der letzten fünf Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankün-
digung der Anpassung abgestellt. 

	 Das Volumen des an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots bzw. der an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann 
begrenzt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot 
oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufs-
angeboten das Volumen der angedienten Aktien das vorge-
sehene Rückkaufvolumen überschreitet, kann der Erwerb im 
Verhältnis der jeweils gezeichneten bzw. angebotenen Aktien 
erfolgen; das Recht der Aktionäre, ihre Aktien im Verhältnis ihrer 
Beteiligungsquoten anzudienen, ist insoweit ausgeschlossen. 
Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 
Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine kaufmännische 
Rundung zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien 
können vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes An-
dienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.

	 Das an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Kaufangebot bzw. 
die an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorse-
hen.
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c)	 Verwendung der eigenen Aktien
	
	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des 

Aufsichtsrats die aufgrund der Ermächtigung gemäß vorstehen-
der lit. a) und b) erworbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich 
zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden 
Zwecken zu verwenden:

(1)		� Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Ein-
ziehung oder ihre Durchführung eines weiteren Haupt-
versammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im 
vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch 
Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrags der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen 
werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, 
ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in 
der Satzung ermächtigt. 

(2)		� Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse 
oder aufgrund eines Angebots an alle Aktionäre veräußert 
werden, wenn der bar zu zahlende Kaufpreis den Börsenpreis 
der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsen-
notierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl 
der in dieser Weise unter Ausschluss des Bezugsrechts veräu-
ßerten Aktien darf 10% des Grundkapitals nicht überschrei-
ten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die 
Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind andere Ak-
tien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurech-
nen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- und/oder 
Wandlungsrechten bzw. -pflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder -genussrechten 
auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen oder 
Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

(3)		� Die Aktien können gegen Sachleistung, insbesondere im 
Rahmen von Zusammenschlüssen von Unternehmen, zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unter-
nehmen, Unternehmensbeteiligungen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Er-
werb von sonstigen Vermögensgegenständen einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft veräußert werden. 
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(4)		� Die Aktien können zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (scrip dividend) verwendet werden, im Rah-
men derer Aktien der Gesellschaft (auch teil- und wahlweise) 
zur Erfüllung von Dividendenansprüchen der Aktionäre ein-
gesetzt werden.

(5)		� Die Aktien können verwendet werden, um Bezugs- und Um-
tauschrechte zu erfüllen, die aufgrund der Ausübung von 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder der Erfüllung 
von Wandlungspflichten aus Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen entstehen, die von der Gesellschaft 
oder einer ihrer Konzerngesellschaften, an denen die DIC 
Asset AG unmittelbar oder mittelbar zu 100% beteiligt ist, 
ausgegeben werden. 

	 Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehr-
mals, ganz oder teilweise, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt 
werden. Die Ermächtigungen unter (2), (3), (4) und (5) können 
auch durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehende Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder 
auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt 
werden.

	 Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aufgrund dieser Ermäch-
tigung erworbenen eigenen Aktien wird ausgeschlossen, soweit 
sie gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter (2), (3), (4) 
und (5) in anderer Weise als durch Veräußerung über die Börse 
oder durch Veräußerungsangebot an alle Aktionäre verwendet 
werden. Darüber hinaus kann im Fall der Veräußerung der eige-
nen Aktien über ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre das 
Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausgeschlossen 
werden.

	 Die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ist jedoch insoweit be-
schränkt, als nach Ausübung der Ermächtigung die Summe der 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendeten 
eigenen Aktien zusammen mit der Anzahl anderer Aktien, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts aus einem genehmigtem Kapital ausgegeben 
oder veräußert werden oder aufgrund von während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
begebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten auszugeben sind, insgesamt 20% des 
Grundkapitals nicht überschreiten darf; maßgeblich ist entwe-
der das Grundkapital im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Ermächtigung oder das im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung vorhandene Grundkapital, je nachdem, welcher 
Wert geringer ist.
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II.	 Bericht an die Hauptversammlung

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 
AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung 
über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Andie-
nungsrecht der Aktionäre bei dem Erwerb und das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei der Verwendung eigener Aktien auszuschließen

Das Aktiengesetz bietet in seinem § 71 Abs. 1 Nr. 8 die Möglichkeit, 
aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien 
bis zu insgesamt 10% des Grundkapitals zu erwerben. 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat zuletzt am 5. Juli 2011 ei-
nen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eigener Aktien gefasst, der 
bis zum 4. Juli 2016 befristet ist. Es soll daher eine neue Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien geschaffen werden, die für einen Zeitraum 
von fünf Jahren gelten soll. 

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 8 der Tagesordnung sieht vor, den 
Vorstand mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats zum Erwerb 
eigener Aktien zu ermächtigen, die maximal 10% des zum Zeitpunkt 
der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapi-
tals ausmachen dürfen. Dabei hat der Erwerb über die Börse, aufgrund 
eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erfolgen. Der aktienrechtli-
che Gleichbehandlungsgrundsatz ist jeweils zu beachten. Bei der an 
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten können die Adressaten dieser Aufforderung ent-
scheiden, wie viele Aktien sie der Gesellschaft zu welchem Preis (bei 
Festlegung einer Preisspanne) anbieten möchten. 

Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentli-
chen Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten, kann das Volumen des Angebots 
bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten begrenzt 
werden. Dabei kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären 
angebotene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft 
nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine 
Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine 
Repartierung nach dem Verhältnis der jeweils gezeichneten bzw. an-
gebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten 
vorzunehmen, weil sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaft-
lich vernünftigen Rahmen technisch besser abwickeln lässt. Außerdem 
soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzah-
len bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese 
Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der 
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zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 
damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. 
Auch eine faktische Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so ver-
mieden werden. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vor-
gesehen werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die 
Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionären zu erwerbenden 
Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb gan-
zer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Vorstand und Aufsichts-
rat halten den hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weiterge-
henden Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt. 

Der jeweils gebotene Preis bzw. die Grenzwerte der von der Gesell-
schaft festgelegten Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) dürfen den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der 
Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 
fünf Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 
des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10% über- oder unterschreiten. 
Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerich-
teten öffentlichen Angebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erheb-
liche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Kaufange-
bot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ange-
passt werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnittskurs der fünf 
Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 
abgestellt. Das an alle Aktionäre gerichtete Kaufangebot bzw. die an 
alle Aktionäre gerichtete Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten kann weitere Bedingungen vorsehen.

Die außerdem vorgeschlagene Möglichkeit der Veräußerung bzw. Ver-
wendung eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaffung. 
Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung den 
Vorstand auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Bör-
se oder aufgrund eines Angebots an alle Aktionäre ermächtigen. Der 
Vorstand bedarf nach dem Beschlussvorschlag auch zur Verwendung 
der eigenen Aktien der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats.

Voraussetzung ist dabei in der hier unter Tagesordnungspunkt 8 lit. c) 
Ziffer (2) vorgeschlagenen Alternative, dass die eigenen Aktien ent-
sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Preis veräußert werden, 
der den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits 
börsennotierten Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Hiermit wird von der gesetzlich zulässi-
gen und in der Praxis üblichen Möglichkeit eines erleichterten Bezugs-
rechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dem Gedanken des Verwässe-
rungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass 
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die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maß-
geblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige 
Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht 
zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird – mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats – den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, 
wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag auf den Börsenpreis wird 
keinesfalls mehr als 5% des Börsenpreises betragen. Die Möglichkeit der 
Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss und in einer 
anderen Form als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktio-
näre liegt angesichts des starken Wettbewerbs an den Kapitalmärkten 
im Interesse der Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit 
die Chance, nationalen und internationalen Investoren eigene Aktien 
schnell und flexibel anzubieten, den Aktionärskreis zu erweitern und 
den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Veräußerung zu einem den 
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis sowie mit 
der Begrenzung des Anteils der unter dieser Art des Bezugsrechtsaus-
schlusses veräußerbaren eigenen Aktien auf insgesamt maximal 10% 
des Grundkapitals (bei Wirksamwerden und bei Ausübung der Ermäch-
tigung) werden die Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen 
gewahrt. Auf die Höchstgrenze von 10% des Grundkapitals sind andere 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. 
Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Options- 
und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder -genussrechten auszugeben 
sind, sofern diese Schuldverschreibungen oder Genussrechte während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Da die eigenen Aktien nahe am Börsenpreis platziert werden, 
kann grundsätzlich jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Betei-
ligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt 
erwerben.

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (3) vorgeschlagenen 
Beschluss hat die Gesellschaft darüber hinaus die Möglichkeit, eigene 
Aktien zur Verfügung zu haben, um diese beim Erwerb von Sachleis-
tungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen, beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen, anderen Vermögensgegenständen oder 
Ansprüchen auf den Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft als Gegenleistung 
anbieten zu können, wenn diese Gegenleistung verlangt wird. Die hier 
vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen 
Handlungsspielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zu sol-
chen Erwerben bzw. Zusammenschlüssen schnell und flexibel ausnut-
zen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss 
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Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungswertrelationen werden 
Vorstand und Aufsichtsrat darauf achten, dass die Interessen der Ak-
tionäre angemessen gewahrt werden. Sie werden sich insbesondere 
bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung gewährten eige-
nen Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft orientieren. Um 
einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch etwaige Schwan-
kungen des Börsenpreises in Frage zu stellen, ist eine systematische 
Anknüpfung an einen Börsenpreis allerdings nicht vorgesehen. 

Darüber hinaus soll der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer 
(4) ermächtigt werden, die eigenen Aktien auch in anderer Weise als 
durch Angebot an alle Aktionäre zur Durchführung einer sogenannten 
Aktiendividende (scrip dividend) verwenden zu können. Bei der Akti-
endividende unter Verwendung eigener Aktien wird den Aktionären 
angeboten, ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Haupt-
versammlung entstandenen Anspruch auf Auszahlung der Bardividen-
de an die Gesellschaft abzutreten, um im Gegenzug eigene Aktien zu 
beziehen. Die Durchführung einer Aktiendividende unter Verwendung 
eigener Aktien kann als ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot un-
ter Wahrung des Bezugsrechts und unter Wahrung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes erfolgen. In der praktischen Abwicklung der Aktien-
dividende werden den Aktionären jeweils nur ganze Aktien zum Bezug 
angeboten; hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruchs, der den 
Bezugspreis für eine ganze Aktie nicht erreicht bzw. diesen übersteigt, 
sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende verwiesen und kön-
nen insoweit keine Aktien erhalten. Ein Angebot von Teilrechten oder 
die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen 
davon erfolgt üblicherweise nicht, weil die Aktionäre anstelle des Be-
zugs eigener Aktien anteilig eine Bardividende erhalten. Der Vorstand 
soll aber auch ermächtigt werden, im Rahmen der Durchführung einer 
Aktiendividende das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um 
die Aktiendividende zu optimalen Bedingungen durchführen zu kön-
nen. Es kann je nach Kapitalmarktsituation vorteilhaft sein, die Durch-
führung der Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so zu 
gestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenbe-
rechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungs-
grundsatzes (§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung 
ihres Dividendenanspruchs anbietet und damit wirtschaftlich den Ak-
tionären ein Bezugsrecht gewährt, jedoch das Bezugsrecht der Aktio-
näre auf neue Aktien rechtlich ausschließt. Ein solcher Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu 
flexiblen Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen Aktionä-
ren die eigenen Aktien angeboten werden und überschießende Divi-
dendenbeträge durch Barzahlung der Dividende abgegolten werden, 
erscheint ein Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall als gerechtfertigt 
und angemessen.
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Ferner sieht die Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer 
(5) vor, dass die aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung erwor-
benen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionä-
re genutzt werden können, um Wandlungs- und/oder Optionsrechte 
bzw. Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder ihren Konzern-
gesellschaften, an denen die DIC Asset AG unmittelbar oder mittelbar 
zu 100% beteiligt ist, ausgegebenen Wandel- bzw. Optionsschuldver-
schreibungen zu erfüllen. Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung 
wird keine neue Ermächtigung zur Einräumung weiterer Wandlungs- 
und/oder Optionsrechte geschaffen. Sie dient lediglich dem Zweck, 
der Verwaltung die Möglichkeit einzuräumen, anstelle der Nutzung 
bedingten Kapitals ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten 
einzusetzen, die bereits aufgrund anderweitiger Ermächtigungen be-
gründet wurden. Es entstehen keine Belastungen für die Aktionäre, die 
über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von Wan-
del‑ und/oder Optionsschuldverschreibungen ggf. verbundenen Ver-
wässerungseffekte hinausgehen. Vielmehr wird lediglich die Flexibilität 
des Vorstands erhöht, indem er Options‑ und/oder Wandelschuldver-
schreibungen nicht zwingend aus bedingtem Kapital bedienen muss, 
sondern auch eigene Aktien dazu verwenden kann, wenn das in der 
konkreten Situation im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
günstiger erscheint. Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. Wand-
lungspflichten, die für eine Bedienung durch eigene Aktien in Betracht 
kommen, bestehen derzeit noch nicht, könnten jedoch beispielsweise 
auf der Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 2. 
Juli 2015 zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen begründet werden.

Schließlich können die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses er-
worbenen eigenen Aktien nach dem zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) 
Ziffer (1) vorgeschlagenen Beschluss von der Gesellschaft eingezogen 
werden, ohne dass hierfür eine erneute Beschlussfassung der Haupt-
versammlung erforderlich wäre. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann 
die Hauptversammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll ein-
gezahlten Stückaktien beschließen, ohne dass hierdurch eine Herab-
setzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die hier    
vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapital-
herabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung 
eigener Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der 
rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Ge-
sellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erfor-
derlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch 
eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vorzunehmen.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird inso-
weit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß Tagesordnungspunkt 8 lit. 
c) (2) bis (5) in anderer Weise als durch Veräußerung über die Börse oder 
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durch Angebot an alle Aktionäre verwendet werden. Darüber soll im 
Fall der Veräußerung der eigenen Aktien über ein Veräußerungsange-
bot an alle Aktionäre das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge 
ausgeschlossen werden können. Der Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge ist notwendig, um die Abgabe erworbener eigener Ak-
tien im Wege eines Angebots an die Aktionäre technisch durchführen 
zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-
schlossenen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der 
Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwer-
tet. 

Die Verwendung der eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß der Ermächtigungen zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) kommt 
nur insoweit in Betracht, als der anteilige Betrag der in dieser Weise ver-
wendeten eigenen Aktien am Grundkapital unter Anrechnung der aus 
genehmigtem Kapital während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen, auf der Grundlage ande-
rer Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten 
Aktien sowie der aufgrund von während der Laufzeit der Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- und/oder Op-
tionsschuldverschreibungen oder -genussrechten auszugebenden 
neuen Aktien insgesamt 20% des Grundkapitals nicht überschreitet. 
Hierbei ist entweder das zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Er-
mächtigung oder das zum Zeitpunkt der Veräußerung der eigenen 
Aktien vorhandene Grundkapital maßgeblich, je nachdem zu welchem 
dieser Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Dadurch 
wird im Interesse der Aktionäre gewährleistet, dass die Möglichkeit 
der Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss auch 
unter Berücksichtigung sämtlicher weiterer Ermächtigungen zum Be-
zugsrechtsausschluss auf ein Aktienvolumen von insgesamt 20% des 
Grundkapitals beschränkt ist.

Wir weisen darauf hin, dass die Gesellschaft neben der zu Tagesord-
nungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien über ein genehmigtes Kapital von bis zu 
EUR 34.288.873,00 gemäß § 5 der Satzung und über ein bedingtes Ka-
pital von ebenfalls bis zu EUR 34.288.873,00 gemäß § 6 der Satzung 
zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wand-
lungspflichten aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
verfügt. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapi-
talerhöhungen aus dem genehmigten Kapital sowie zum Ausschluss 
des Bezugsrechts bei der Begebung von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen ist auf insgesamt 20% des Grundkapitals be-
grenzt. Unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene neue Aktien 
aus dem genehmigten Kapital sowie neue Aktien aus dem bedingten 
Kapital, die zur Bedienung von unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen einge-
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setzt würden, würden auf die vorstehend erläuterte Kapitalgrenze von 
20% des Grundkapitals für unter Ausschluss des Bezugsrechts verwen-
dete eigene Aktien angerechnet.

Bei der Entscheidung über den Erwerb und die Verwendung eigener 
Aktien wird sich der Vorstand allein vom wohlverstandenen Interesse 
der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über eine Ausnut-
zung der vorstehenden Ermächtigungen unterrichten.
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III. Weitere Angaben zur Einberufung

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind nach § 12 der Satzung diejenigen Aktionäre berech-
tigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig zur 
Hauptversammlung angemeldet haben.

Die Anmeldung muss in Textform in deutscher oder englischer Spra-
che verfasst sein und der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und der 
Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am 

		  Dienstag, den 28. Juni 2016, 24:00 Uhr (Eingang),

unter der nachfolgend genannten Adresse zugehen:

DIC Asset AG
c/o HCE Haubrok AG
Landshuter Allee 10
80637 München
Telefax: +49 89 21 027 288
E-Mail: anmeldung@hce.de

Freie Verfügbarkeit der Aktien und Umschreibungen im  
Aktienregister

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Ak-
tionär nur, wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Daher ist 
für das Teilnahmerecht sowie für die Anzahl der einem Teilnahmebe-
rechtigten in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte der 
Stand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung maßgeblich. 
Bitte beachten Sie, dass aus arbeitstechnischen Gründen im Zeitraum 
vom Ablauf des 28. Juni 2016, 24:00 Uhr (sogenanntes Technical Record 
Date), bis zum Ablauf des Tages der Hauptversammlung keine Um-
schreibungen im Aktienregister vorgenommen werden (sogenannter 
Umschreibestopp). Der Stand des Aktienregisters am Tag der Hauptver-
sammlung entspricht deshalb dem Stand am 28. Juni 2016, 24:00 Uhr. 

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung 
nicht gesperrt oder blockiert. Aktionäre können deshalb auch nach 
erfolgter Anmeldung und trotz des Umschreibestopps über ihre Akti-
en weiterhin frei verfügen. Jedoch können Erwerber von Aktien, deren 
Umschreibungsanträge nach dem 28. Juni 2016 bei der Gesellschaft 
eingehen, Teilnahmerechte und Stimmrechte aus diesen Aktien nur 
dann ausüben, wenn sie sich insoweit von dem noch im Aktienregister 
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eingetragenen Aktionär bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung er-
mächtigen lassen. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die 
noch nicht im Aktienregister eingetragen sind, werden daher gebeten, 
Umschreibungsanträge so zeitnah wie möglich zu stellen.

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen 
wollen, können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten, z.B. ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsver-
einigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen. Auch in 
diesen Fällen sind die Eintragung im Aktienregister und eine rechtzei-
tige Anmeldung zur Hauptversammlung nach den vorstehenden Be-
stimmungen erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 Abs. 
3 Satz 3 AktG der Textform. Für die Bevollmächtigung von Kreditinsti-
tuten, Aktionärsvereinigungen oder einer anderen diesen nach § 135 
Abs. 8 und Abs. 10 i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellten Person oder 
Institution sowie den Widerruf oder den Nachweis einer solchen Be-
vollmächtigung können Besonderheiten gelten; die Aktionäre werden 
gebeten, sich in einem solchen Fall rechtzeitig mit der zu bevollmäch-
tigenden Person oder Institution wegen einer von ihr möglicherweise 
geforderten Form der Vollmacht sowie über das Verfahren der Voll-
machterteilung abzustimmen.

Die Erklärung der Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevoll-
mächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erfolgen. Der Nachweis 
einer gegenüber dem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht kann ge-
genüber der Gesellschaft dadurch geführt werden, dass dieser die Voll-
macht am Tag der Hauptversammlung an der Einlasskontrolle vorweist. 
Für eine Übermittlung des Nachweises der Bevollmächtigung per Post, 
per Telefax oder auf elektronischem Weg (per E-Mail) bietet die Gesell-
schaft folgende Adresse an: 

DIC Asset AG
c/o HCE Haubrok AG
Landshuter Allee 10
80637 München
Telefax: +49 89 21 027 288
E-Mail: vollmacht@hce.de 

Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, wenn 
die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesell-
schaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der 
Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. Auch der Widerruf einer bereits 
erteilten Vollmacht kann auf den vorgenannten Übermittlungswegen 
unmittelbar gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. Wir bitten un-
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sere Aktionäre, Vollmachten, Nachweise der Bevollmächtigung und 
den Widerruf von Vollmachten, soweit diese postalisch oder per Telefax 
übermittelt werden, bis 

		  Montag, den 4. Juli 2016, 24:00 Uhr (Eingang),

der Gesellschaft zu übermitteln. 

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden 
kann, wird den Aktionären mit der Einladung übersandt und befindet 
sich auch auf der Eintrittskarte. Ein solches Formular steht ebenfalls 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/
hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung. Bevollmächtigt 
ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder 
mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft be-
nannte Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung mit 
der Stimmrechtsausübung zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die den 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht 
erteilen möchten, müssen nach den vorstehenden Bestimmungen 
im Aktienregister eingetragen sein und sich rechtzeitig zur Hauptver-
sammlung anmelden. Die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter üben das Stimmrecht im Fall ihrer Bevollmächtigung 
weisungsgebunden aus. Ohne Weisungen des Aktionärs sind die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimm-
rechtsausübung befugt. Ein Formular zur Vollmachts‑ und Weisungs-
erteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
wird mit der Einladung übersandt. Ein solches Formular steht ebenfalls 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/
hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung. Vollmachten und 
Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertre-
ter müssen der Gesellschaft ebenfalls in Textform übermittelt werden.

Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter bereits vor der Hauptversammlung bevollmächtigen möchten, 
werden gebeten, die Vollmachten nebst Weisungen spätestens bis 

		  Montag, den 4. Juli 2016, 24:00 Uhr (Eingang),

postalisch, per Telefax oder per E-Mail an folgende Adresse zu über-
mitteln: 

DIC Asset AG
c/o HCE Haubrok AG
Landshuter Allee 10
80637 München
Telefax: +49 89 21 027 288
E-Mail: vollmacht@hce.de 
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Darüber hinaus bieten wir Aktionären, die nach den vorstehenden Be-
stimmungen im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig 
zur Hauptversammlung angemeldet haben sowie zur Hauptversamm-
lung erschienen sind, an, die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter auch in der Hauptversammlung mit der Ausübung des 
Stimmrechts zu bevollmächtigen. 

Rechte der Aktionäre

w	�Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG

	 Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 errei-
chen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstän-
de auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-
schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vor-
stand zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor 
der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung 
und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens 
bis

		  Samstag, den 4. Juni 2016, 24:00 Uhr (Eingang),

	 zugehen. Wir bitten, derartige Verlangen an folgende Adresse zu 
richten:

	 DIC Asset AG
	 Investor Relations
	 Herrn Peer Schlinkmann
	 Neue Mainzer Straße 20 • MainTor
	 60311 Frankfurt am Main

w	�Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach 
§§ 126 Abs. 1, 127 AktG

	 Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung sowie Vorschläge zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern und/oder zur Wahl des Abschlussprüfers übersen-
den. Gegenanträge und Wahlvorschläge nach §§  126 Abs.  1, 127 
AktG sind ausschließlich an folgende Adresse zu richten: 

	 DIC Asset AG
	 Investor Relations
	 Herrn Peer Schlinkmann
	 Neue Mainzer Straße 20 • MainTor
	 60311 Frankfurt am Main
	 Telefax: +49 69 94 54 85 8 - 93 99
	 E-Mail: ir@dic-asset.de
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	 Die Gesellschaft macht gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge ein-
schließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter http://www.dic-asset.de/hauptversammlung/ 
zugänglich, wenn ihr die Gegenanträge mit einer Begründung 
mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen 
sind), also spätestens bis

		  Montag, den 20. Juni 2016, 24:00 Uhr (Eingang),

	 unter der vorstehend angegebenen Adresse zugegangen sind. 
Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. Von 
einer Veröffentlichung eines Gegenantrags kann die Gesellschaft 
unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen abse-
hen, etwa weil der Gegenantrag zu einem gesetzes‑ oder satzungs-
widrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Die Be-
gründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht 
zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen umfasst. Für 
Vorschläge von Aktionären zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
und/oder zur Wahl des Abschlussprüfers gelten die vorstehenden 
Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Wahlvorschläge von Aktionä-
ren brauchen jedoch nicht begründet zu werden und eine Veröf-
fentlichung kann außer in den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Fäl-
len auch dann unterbleiben, wenn der Vorschlag nicht den Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort des vorgeschlagenen Kandidaten 
und bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nicht auch Angaben 
zur Mitgliedschaft des Kandidaten in anderen gesetzlich zu bilden-
den Aufsichtsräten enthält.

	 Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge und Wahlvorschlä-
ge, auch wenn sie der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt 
worden sind, in der Hauptversammlung nur dann Beachtung fin-
den, wenn sie dort mündlich gestellt bzw. unterbreitet werden. Das 
Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Ge-
genanträge zu den verschiedenen Punkten der Tagesordnung oder 
Wahlvorschläge auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesell-
schaft zu stellen, bleibt unberührt.

w	�Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG

	 Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf ein in der Haupt-
versammlung mündlich gestelltes Verlangen in der Hauptver-
sammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der 
Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbunde-
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nen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

	 Von der Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den 
in § 131 Abs. 3 AktG genannten Gründen absehen, etwa weil die 
Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei-
lung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unter-
nehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen. Nach § 13 
Abs.  3 der Satzung kann der Versammlungsleiter das Frage- und 
Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. 

Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der Internet-
seite der Gesellschaft 

Den Aktionären sind die Informationen nach § 124a AktG zur Haupt-
versammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.
dic-asset.de/hauptversammlung/ zugänglich. Weitergehende Erläute-
rungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1,  
§ 127, § 131 Abs. 1 AktG finden sich ebenfalls unter http://www.dic-
asset.de/hauptversammlung/.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der  
Einberufung der Hauptversammlung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberu-
fung der Hauptversammlung EUR 68.577.747,00 und ist in 68.577.747 
Stammaktien (Stückaktien) eingeteilt, die jeweils ein Stimmrecht ver-
mitteln. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung beträgt damit 68.577.747.

Frankfurt am Main, im Mai 2016

DIC Asset AG 
– Der Vorstand –
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Anfahrt zur Deutschen Nationalbibliothek,  
Adickesallee 1, 60322 Frankfurt am Main

MIT ÖFFENTLICHEN VERKEHRSMITTELN:

Vom Flughafen (Regionalbahnhof ) mit der S 8 oder S 9 bis Frankfurt 
Hauptbahnhof.

Vom Hauptbahnhof (Tiefebene) mit der U4 Richtung Enkheim bis Hal-
testelle „Höhenstraße“. 

Umsteigen in den Bus 32 in Richtung Westbahnhof bis Haltestelle 
„Deutsche Nationalbibliothek“.

Fahrzeit vom Flughafen etwa 40 Minuten.
Fahrtzeit vom Hauptbahnhof etwa 20 Minuten.

MIT DEM PKW:

A 66 bis zum Autobahnende Miquelallee und der Beschilderung Ful-
da/Hanau folgen; an der dritten Kreuzung rechts in die Eckenheimer 
Landstraße Richtung Stadtmitte abbiegen; der Beschilderung folgend 
rechts in die Tiefgarage der Deutschen Nationalbibliothek fahren (kos-
tenpflichtig, übernimmt DIC Asset AG).

A 661 bis zur Ausfahrt Eckenheim, dort Richtung Innenstadt/Ecken-
heim einordnen und geradeaus bis zur dritten großen Ampelkreuzung 
fahren und diese überqueren. Am Gebäude der Deutschen National-
bibliothek befindet sich nach ca. 100 Metern rechts die Einfahrt in die 
Tiefgarage (kostenpflichtig, übernimmt DIC Asset AG).



Bitte beachten Sie: Wegen Bauarbeiten am S-Bahn-Tunnel und 
an U-Bahn-Haltestellen in der Eckenheimer Landstraße sind die 
Eckenheimer Landstraße unterhalb der Deutschen Nationalbibli-
othek gesperrt und der Betrieb der U5 zwischen Hauptbahnhof 
und Marbachweg eingestellt. Betroffen sind die PKW-Fahrer, die 
aus Richtung der Innenstadt kommen, sowie Anreisende mit den 
öffentlichen Verkehrsmitteln.
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